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Zusammenfassung 

Die im internationalen Vergleich nicht wettbewerbsfähigen Strompreise stellen für die 

Stahlindustrie in Deutschland weiterhin einen gravierenden Wettbewerbsnachteil dar 

und gefährden Investitionen, Beschäftigung sowie die industrielle Wertschöpfung am 

Standort Deutschland. Insbesondere gilt dies für die stromintensiven Elektrostahlwerke, 

die für ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit bereits heute dringend auf bezahlbare 

Strompreise und Netzentgelte angewiesen sind.  

 

Gleichzeitig befindet sich die Stahlindustrie in einem tiefgreifenden 

Transformationsprozess hin zur Klimaneutralität, der mit einer weitreichenden 

Elektrifizierung der Produktionsprozesse und einem erheblich steigenden Strombedarf 

verbunden ist. Wettbewerbsfähige und langfristig planbare Strompreise einschließlich 

wettbewerbsfähiger Netzentgelte sind daher eine unverzichtbare Voraussetzung für das 

Gelingen dieser Transformation. Erforderlich ist ein international wettbewerbsfähiger 

Strompreis für die Industrie von 50 Euro / MWh „all in“ – also einschließlich 

Netzentgelten und allen Umlagen und Abgaben.  

 

Die Fortführung des Zuschusses zu den Übertragungsnetzentgelten ist dafür ein 

fundamentaler Baustein, um den Anstieg der Netzentgelte sowie der Stromkosten 

insgesamt zu begrenzen. Während die in dem vorliegenden Gesetzentwurf angelegte 

Verstetigung des Zuschusses zu den Übertragungsnetzentgelten bis zum Jahr 2029 zwar 

grundsätzlich zu begrüßen ist, ist die Absenkung des jährlichen Zuschusses von 6,5 

Milliarden Euro im Jahr 2026 auf 5,525 Milliarden Euro ab 2027 jedoch vehement 

abzulehnen. Die Kürzung würde die entlastende Wirkung des Instruments erheblich 

schwächen und dem Ziel entgegenlaufen, dauerhaft international wettbewerbsfähige 

Strompreise für die energieintensive Industrie zu schaffen. 

 

Anmerkungen im Einzelnen 

Höhe des Zuschusses von 6,5 Milliarden Euro beibehalten 

Durch den Zuschuss zu den Übertragungsnetzentgelten in Höhe von 6,5 Milliarden Euro 

ist es im Jahr 2026 gelungen, den explosionsartigen Anstieg der Netzentgelte um 130 % 

in den vorangegangen zwei Jahren rückgängig zu machen und diese wieder auf das 

Niveau des Jahres 2023 zurückzuführen. Dies war ein entscheidender Schritt auf dem 

Weg zur Senkung der Stromkosten. Die nun im Referentenentwurf vorgesehene 

Absenkung des jährlichen Zuschusses auf 5,525 Mrd. Euro gegenüber 6,5 Mrd. Euro im 

Jahr 2026 würde diese Entlastung teilweise wieder zurückdrehen und das Ziel der 

Bundesregierung, endlich international wettbewerbsfähige Strompreise für die energie-

intensive Industrie in Deutschland zu schaffen, wieder in die Ferne rücken.   

 

Dabei verfolgt der Gesetzentwurf erklärtermaßen den Zweck, die Wettbewerbsfähigkeit 

des Wirtschaftsstandorts Deutschland zu stärken und die Belastung der 

Stromverbraucher durch steigende Übertragungsnetzentgelte dauerhaft zu begrenzen. 

Dieses Ziel wird durch die vorgesehene Reduzierung des Zuschusses jedoch 

konterkariert. Die Übertragungsnetzkosten werden auch in den kommenden Jahren auf 

einem hohen Niveau verbleiben beziehungsweise weiter ansteigen. Eine Verringerung 
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des Bundeszuschusses führt daher zwangsläufig zu höheren Netzentgelten und damit zu 

steigenden Stromkosten für Unternehmen und Verbraucher.  

 

Allein für die Stahlindustrie wären gegenüber dem Jahr 2026 ein erneuter Anstieg der 

Netzentgelte um 20 % und Mehrkosten von rund 50 Mio. Euro jährlich die Folge – eine 

erhebliche neuerliche Belastung für die internationale Wettbewerbsfähigkeit.   

 

Zudem wäre die Kürzung der gerade noch für die gesamte Legislaturperiode 

versprochenen Entlastung ein fatales Signal, das Planungssicherheit und Vertrauen der 

Unternehmen in den Standort untergräbt und dem Umbau zur Klimaneutralität durch 

eine Elektrifizierung der Prozesse entgegensteht.  

 

Die Wirtschaftsvereinigung Stahl fordert daher – so, wie es die Bundesregierung im 

vergangenen Jahr beschlossen hat - den jährlichen Zuschuss auch in den Jahren 2027 

bis 2029 auf mindestens 6,5 Milliarden Euro festzulegen.  

 

Verstetigung des Zuschusses  

Die vorgesehene gesetzliche Verstetigung des Zuschusses bis einschließlich 2029 ist aus 

Gründen der Planungssicherheit zu begrüßen, muss aber, um diesem Anspruch gerecht 

zu werden, im ursprünglichen Umfang von mindestens 6,5 Milliarden Euro erfolgen. 

Gerade die jetzt vorgesehene Kürzung belegt mehr als deutlich, dass es einer 

langfristigen rechtlichen Verankerung des Zuschusses bedarf, um die Entlastung nicht 

von der Kassenlage abhängig zu machen und Verlässlichkeit und Planungssicherheit zu 

sichern.  

 

Strukturelle Lösung erforderlich 

Für energieintensive Unternehmen stellen verlässliche energiepolitische 

Rahmenbedingungen eine wesentliche Voraussetzung für Investitionsentscheidungen 

dar. Aus diesem Grund braucht es eine strukturelle Lösung für die Finanzierung der 

dauerhaft steigenden Übertragungsnetzkosten - auch über 2029 hinaus. Diese sollte in 

einem verlässlichen Mechanismus zur Deckelung der Übertragungsnetzentgelte 

bestehen: Sollten die über Netzentgelte zu finanzierenden gesamten Netzkosten 

gegenüber 2026 höher ausfallen, sollte der jährliche Zuschuss entsprechend erhöht 

werden, um einen weiteren Anstieg der Netzentgelte zu verhindern.  

 

Transparenz über die Wirkung des Zuschusses  

Die im Gesetzentwurf vorgesehenen Transparenzregelungen, insbesondere die 

Verpflichtung zur Veröffentlichung der Netzentgelte mit und ohne Berücksichtigung des 

Bundeszuschusses, sind zu begrüßen. Die zusätzlichen Informationspflichten tragen 

dazu bei, die Wirkung des Zuschusses nachvollziehbar darzustellen und erhöhen die 

Transparenz gegenüber Stromverbrauchern und Unternehmen.  

 

Ihre Ansprechpartner 

Roderik Hömann | Leiter Energie- und Klimapolitik 

+49 30 23 25 546-10 | roderik.hoemann@wvstahl.de 

 

Fabian Urbeinczyk | Referent Energie- und Klimapolitik 

+49 30 23 25 546-18 | fabian.urbeinczyk@wvstahl.de  
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